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Berlin, 13. Juni 2005

Übersicht über die Einigung der AG EnWG – Novelle

Hinweis: 
Die Nummerierung entspricht der Nummerierung in den Listen der B-Seite

Liste I

	Forderung


	Inhalt der Forderung 
	Entscheidung

	Liste I, 1. Gasnetzzugang

	1.1. 

Vereinfachung des Gasnetzzugangs


	Verpflichtung der Gasnetzbetreiber zur verstärkten Kooperation


	Kompromiss

	1.2. 

Aufsicht über Ferngasebene
	Ausnahmen von kostenorientierter Netzentgeltkalkulation für Ferngasebene nur bei tatsächlich vorliegendem Wettbewerb 

Separate Betrachtung von einzelnen Entry- und Exit-Punkten


	Kompromiss:

· „Voraussetzung für die Feststellung von Wettbewerb ist zumindest, ...“

· Klarstellung, dass Beweislast bei NB liegt

· Ergänzung in § 30 Abs. 1 EnWG (Missbrauchsaufsicht)

Nein

	
	Prüfungs- und Einschreitenspflicht bei fehlendem Wettbewerb
	Ja 



	1.3. 

Vorgabe eines größeren Basisbilanzausgleichs


	Ausweitung des Bilanzausgleichs von 10 auf 15 % und von 1 Stunde auf 2 Stunden 


	Nein




	Liste I, 2. Grundsätze der Regulierung

	2.1. 

Ex-Ante-Regulierung


	Einführung einer Genehmigungspflicht für alle Netzentgelte
	Ja

· ex ante- Prüfung aller Netzentgelte

· Gas: Übergangsfrist 6 Monate ab Inkrafttreten der Verordnung

· Strom: Übergangsfrist 3 Monate ab Inkrafttreten der Verordnung 

· Prüfzeit 6 Monate ab Vollständigkeit des Antrages, danach Genehmigungsfiktion

· Keine ex ante- Prüfung bei festgestelltem Wettbewerb



	2.2. 

Einführung Anreizregulierung


	Einführung durch Rechtsverordnung
	Ja 

· Verordnungserlass: „unverzüglich“



	2.3. 

Kalkulationsmethoden

	2.3.1.
	Streichung „Nettosubstanzerhaltung“ im Gesetz


	Ja

	2.3.2.
	Verankerung der Realkapitalerhaltung für Neuinvestitionen in NEV

Für bereits in Betrieb befindliche Anlagen kann nach Vorstellung der B-Seite das Prinzip der Nettosubstanzerhaltung angewendet werden.


	Ja 

· Verankerung der RKE für Neuinvestitionen 

· Im Übrigen Beibehaltung NSE und entsprechende Verankerung in Netzentgeltverordnungen

	2.3.3.
	Ermittlung der Anschaffungswerte von Anlagegütern der ostdeutschen Netze (StromNEV)


	Ja

· Auch in GasNEV aufnehmen.



	2.3.4.
	Streichung der Saldierungsregeln § 6 Abs. 4 und 5 GasNEV und StromNEV


	Ja 


	Liste I, 3. Beteiligung der Länder am Vollzug

	3.1. 

Einbeziehung der Länder in die Regulierung
	Abgrenzung der Kompetenzen nach GWB-Modell (länderüberschreitende Netze) und nach Handlungsformen (Allgemeinverfügungen an mehrere oder alle Netzbetreiber soll Bundesnetzagentur erlassen)


	Kompromiss:

· Abgrenzung nach de-minimis (100.000 Kunden-Grenze) ohne Konzernklausel

· Entscheidung der Länder bis zum 1.8.2005, ob sie Organleihe wahrnehmen wollen

· entsprechendes Verwaltungsabkommen zwischen Bund und Land mit Dauer von mindestens 5 Jahren



	3.2.

Länderbeteiligung bei Einführung Anreizregulierung


	Einbeziehung Länder in die Erstellung des Berichts der Bundesnetzagentur 
	Ja

	Liste I, 4. Vermeidung von Bürokratie

	4.1.

Unbundling


	Begrenzung der Anforderungen für operationelles Unbundling (oder die Befugnis zu Letztentscheidungen besitzen)


	Ja 



	4.2.

Unbundling


	Kein Gleichbehandlungsprogramm für de-minimis-EVU
	Ja 



	4.3.

Unbundling


	Erweiterung der Steuerneutralität von Entflechtungsmaßnahmen


	Kompromiss:

· Rückwirkung auf Maßnahmen ab dem 26. Juni 2003

· „Die zur Sicherstellung“ ersetzen durch „Die in wirtschaftlich engem Zusammenhang mit“



	4.4.

Unbundling


	Vermeidung von „Verwerfungen“ beim Gewerbesteueraufkommen


	Nein



	4.5.

Interne Rechnungstrennung und –legung


	§ 10 Abs. 3 S. 6:

Reduzierung der Anforderungen an die interne Rechnungstrennung und –legung der EVU
	Nein 



	4.6.

Berichtspflichten Netzzustand und Netzausbauplanung im EnWG


	Reduzierung der Berichtspflichten im EnWG
	Kompromiss:

· Streichung der Berichtspflichten unter Punkten 1, 3 und 4 

· Entkernung des Berichts 2 (§ 12 Abs. 3a letzter Satz streichen; Aufnahme einer Kompetenz der Regulierungsbehörde, Inhalt des Berichts zu bestimmen)



	4.7.

Stromkennzeichnung


	Beschränkung der Stromkennzeichnungspflichten
	Ja

Wie RegE.



	4.8.

Missbrauchsaufsicht über Grundversorgung


	Streichung der besonderen Missbrauchsaufsicht über Grundversorgungstarife
	Ja, aber:

· Art. 3 Abs. 31 Nr. 3 bleibt.

	Liste I, 5. Verschiedenes

	5.1. 

Liberalisierung Messwesen


	Keine Beschränkung der Liberalisierung des Messwesens auf bestimmte Kundengruppen;

Regelung der Liberalisierung in einer Verordnung 
	Ja

· Ergänzung des neuen Absatzes 3 (VO-Ermächtigung) um folgenden Satz: „Dabei sind angemessene Übergangsfristen vorzusehen.“



	5.2. 

Systemverantwortung der Netzbetreiber 


	Einführung eines Vorrangs von KWK noch vor EEG bei netzbezogenen Maßnahmen
	Kompromiss: 

· Ergänzung am Ende des § 13 Abs. 1: „Dabei ist nach sachlich energiewirtschaftlichen Grundsätzen im Sinne des § 1 Abs. 1 vorzugehen.“



	5.3.

Ausschreibung Regelenergie


	Regelzonenübergreifende Ausschreibung von Regelenergie
	Kompromiss



	5.4.

Konsolidierung des Regelenergiebedarfs
	Betreiber von Übertragungsnetzen sollen zur Kooperation verpflichtet werden mit dem Ziel, Über- oder Unterdeckungen regelzonenübergreifend möglichst gering zu halten.


	Nein

	5.5. 

Finanzierung der Regulierungstätigkeit/Gebühren


	Streichung der Beitragsfinanzierung
	Kompromiss

· „Deckel“ für Beitrag: „Der Beitragsanteil darf höchstens sechzig Prozent der nicht anderweitig durch Gebühren oder Auslagen gedeckten Kosten betragen.““



	5.6.

Areal-/ Werksnetze
	Neudefinition und Erweiterung der von der Regulierung freigestellten Netze 

(Ausnahme für alle Arealnetze auf privatem Grund, für alle Werksnetze bei Inanspruchnahme öffentlichen Grundes und Arealnetze der Eigenversorgung)

Zuständigkeit der Landesbehörde


	Kompromiss



	5.7. 

Verbandsklagen
	Abschaffung der Klage- und Vorteilsabschöpfungsrechte von Verbänden


	Ja

	5.8

Netzentgelte für Großabnehmer/energiein-tensive Industrie


	Änderungen in § 19 Abs. 2 StromNEV


	Kompromiss



	5.9.

Ersatzversorgung von Haushaltskunden


	Ersatzversorgung soll um 10 % teurer sein können als Grundversorgung
	Nein

	5.10. 

Sicherung des Konzessionsabgabenaufkommens 


	Klarstellung in der Konzessionsabgabenverordnung 
	Ja

	5.11.

Vorzeitige Beendigung des Wegenutzungsvertrages


	Bei Verlängerung von Wegenutzungsverträgen ist dies von den Kommunen mindestens 3 Monate vorher bekannt zu machen
	Ja

	5.12. 

Bestimmung des Grundversorgers


	Bestimmung auch durch die Kommunen
	Nein

	5.13.
	Aufnahme der „Landwirtschaft“ in Definition der Haushaltskunden in § 3 Nr. 22


	Ja

· bis 10.000 Kilowattstunden

· Nach den Wörtern „Eigenverbrauch für berufliche“ Einfügung des Wortes „ ,landwirtschaftliche“



	5.14.

Rückwälzung von Netzkosten bei Zahlungsausfall
	Ziel der Regelung: 

Zahlungsrisiken sollen nicht ausschließlich beim Anschlussnetzbetreiber verbleiben, der bei seinen Netzkunden nicht nur Entgelte für eigene Leistungen, sondern auch für die Leistungen vorgelagerter Netzbetreiber erhebt


	Ja

	5.15. 

Name der Regulierungsbehörde 

 
	Bundesbehörde für Netzregulierung
	Nein


Liste II

	Forderung


	Inhalt der Forderung 
	Entscheidung

	Liste II, 1. Gasnetzzugang und –regulierung

	1.1. 

Einbeziehung von Flüssiggas in den Anwendungsbereich des EnWG


	§ 3 Nr. 19a EnWG um Flüssiggas ergänzen.


	Ja, sofern es der Versorgung im Sinne des § 1 dient.



	Liste II, 2. Grundsatzfragen der Regulierungsmethoden: ex ante-Regulierung, Anreizregulierung

	2.1. 

Verzicht auf obligatorische Ableitung unternehmensindividueller oder gruppenspezifischer Effizienzziele bei der Anreizregulierung


	In § 21a Abs. 5 S. 1 EnWG werden die Worte „durch Ableitung unternehmensindividueller oder gruppenspezifischer Effizienzziele“ und das Wort „jeweiligen“ gestrichen.
	Kompromiss:

· Das Wort „Ableitung“ wird durch das Wort „Bestimmung“ ersetzt-



	2.2. 

Ermittlung des aktuellen Restwertes der Anlagegüter


	Ergänzung eines Abs. 3 in § 32 StromNEV und § 32 GasNEV
	Kompromiss:

· für eigenfinanzierten Anteil gilt TNW gemäß § 6 Abs. 3 NEV, für fremdfinanzierten Anteil anschaffungsorientierter Preis

· „anlagenscharf“ dokumentieren



	2.3.

Gesicherte Erkenntnisse des Planjahres sollen berücksichtigt werden dürfen


	Ergänzung § 3 Abs. 1 StromNEV und GasNEV um einen Satz 6:

„Vorliegende, gesicherte Erkenntnisse über das Planjahr können berücksichtigt werden.“
	Ja

	2.4.

LSP sollen Kalkulationsvorgaben ergänzen


	Ergänzung § 3 Abs. 1 StromNEV und GasNEV: „Soweit hinsichtlich der Kostenermittlung keine speziellen Regelungen getroffen werden, werden die Leitsätze für die Preisermittlung aufgrund von Selbstkosten (LSP-Anlage zur VO PR Nr. 30/53 vom 21.11.1993, zuletzt geändert durch VO PR Nr. 1/89 vom 13.06.1989) herangezogen.


	Ja

	2.5.

Abgleich Plankosten/ tatsächliche Erlöse


	Änderung von § 10 StromNEV und § 11 GasNEV

· In Satz 1 das Wort „jährlich“ einfügen.

· In Satz 2 und Satz 3 die Worte „in der nächsten Kalkulationsperiode“ streichen.

· Neuen Satz 4 einfügen: „Eine Saldierung erfolgt jeweils über die drei folgenden Kalkulationsperioden.“


	Nein

Ja

Ja

· Letzter Absatz der Begründung zurückgezogen („Ein Ausgleich wird allerdings ... ungerechtfertigt.“).



	2.6.

Aufteilung der Gasnetzkosten in Ein- und Ausspeiseentgelte


	Ergänzung § 15 Abs. 1 GasNEV: ausgewogene Aufteilung 
	Kompromiss:

· Ergänzung § 15 Abs. 1: „angemessene Aufteilung“

	2.7.

Beschränkung der Gas-Netzentgeltspreizung für Ein- und Ausspeiseentgelte


	Ergänzung von § 15 Abs. 4 GasNEV


	Kompromiss:

· Ergänzung § 15 Abs. 4: „Entgelte an den einzelnen Ausspeisepunkten sollen in angemessenem Verhältnis zueinander stehen.“

	2.8.

Keine Bezugnahme auf gute fachliche Praxis bei der Bildung der Netzentgelte in örtlichen Verteilnetzen


	Streichung in § 18 Abs. 2 S. 2 und Abs. 5 S. 1 GasNEV: „möglichst“.

Streichung in § 18 Abs. 5 S. 1 GasNEV: „entsprechend der guten fachlichen Praxis“
	Ja 



	2.9.

Vergleichsverfahren fakultativ ausgestalten


	In § 22 Abs. 1 S. 1 StromNEV und in § 21 Abs. 1 S. 1 GasNEV wird das Wort „führt“ durch das Wort „kann“ und das Wort „durch“ durch das Wort „durchführen“ ersetzt.


	Ja

	2.10.

Strukturklasse „Ost“ beibehalten


	Ergänzung in § 24 StromNEV und § 23 GasNEV
	Ja

	Liste II, 4. Vermeidung unnötiger Bürokratie

	4.1.

Reduzierung der Berichtspflichten über Netzzustand und Netzausbauplanung


	Änderung von §§ 15, 17, 29 StromNZV, §§ 6, 10, 27, 28, 31 StromNEV, § 20 GasNZV und §§ 6, 23, 27, 28 GasNEV
	Kompromiss:

· Ja: Nr. 1, 3, 4, 8, 10, 14, 17 und 20.

· Ja, mit Änderungen: Nr. 5, 9, 13, 15, 16 und 18

· Nein bzgl. Nr. 2, 6, 7, 11, 12, 19 



	4.2.

Keine obligatorische Ausschreibung von Verlustenergie bei Verteilnetzbetreibern


	Änderung § 10 StromNZV
	Kompromiss:

· keine Pflicht zu Ausschreibungen für de- minimis- Unternehmen (100.000 Kunden-Grenze ohne Konzernklausel)



	4.3.

Streichung der Verpflichtung zur Führung besonderer Bilanzkreise (Strom)


	Streichung von §§ 10 Abs. 2, 11 und 12 Abs. 3 StromNZV


	Kompromiss:

· keine Pflicht zur Führung der Bilanzkreise für de- minimis- Unternehmen (100.000 Kunden-Grenze ohne Konzernklausel)



	4.4.

Entlastung der Beschlusskammern der Bundesregulierungsbehörde von einfachen Vollzugsaufgaben


	Änderung des § 59 Abs. 1 EnWG


	Kompromiss:

· Ergänzung nach den Wörtern „Gebühren nach § 91“ um die Wörter „und Beiträge nach § 92“ 

· Streichung von „sowie für Ermittlungsmaßnahmen auf Anforderung der Beschlusskammern“



	4.5.

Besetzung der Beschlusskammern der Bundesregulierungsbehörde


	Streichung in § 59 Abs. 2 S. 2 EnWG
	Kompromiss:

· Streichung in § 59 Abs. 2 S. 2 EnWG: „auf Lebenszeit“



	Liste II, 5. Verschiedenes

	5.1. 

Beirat der Bundesregulierungsbehörde


	Übergangsregelung bis zur konstituierenden Sitzung des Beirats nach Art. 2 § 5
	Ja



	5.2. 

Mitteilungspflicht gegenüber Wegebaulastträger 


	§ 47 EnWG streichen.
	Ja



	5.3.

Definition Energieanlagen


	§ 3 Nr. 15 EnWG neu fassen.
	Nein



	5.16. 

Keine präventive technische Aufsicht durch Landesbehörden
	Änderung von § 49 Abs. 5 EnWG.


	Kompromiss:

· Änderung von § 49 Abs. 5: „Die nach Landesrecht zuständige Behörde kann im Einzelfall die zur Sicherstellung der Anforderungen an die technische Sicherheit von Energieanlagen erforderlichen Maßnahmen treffen.“



	Liste II, 6. Weitere (redaktionelle Änderungen)

	6.1. 

Anpassung Regelungen §§ 12ff. EnWG Strom und Gas


	§§ 12ff. EnWG
	Ja



	6.2.

Ausschreibung von Regelenergie
	§ 9 Abs. 2 StromNZV ändern.


	Kompromiss:

· In § 9 Abs. 2 StromNZV die Wörter „nach deren Einrichtung“ streichen.

· Weitere Änderung von B-Seite zurückgezogen.



	6.3. 

Besondere Regelungen für örtliche Verteilnetze


	Zusammenfassung der Regelungen


	Ja



	6.4.

Redaktionelle Klarstellung der Veröffentlichungspflichten von Speicherbetreibern


	In § 28 Abs. 3 S. 2 werden die Worte „Informationen über verfügbare Kapazitäten,“ und die Worte „den Standort der Speicheranlage,“ gestrichen. 
	Ja




Zusätzliche Änderungen (Nicht in den Listen der B-Seite enthalten)

	§ 112a EnWG

Bericht der Regulierungsbehörde zur Einführung einer Anreizregulierung


	Marktstudien zur Anreizregulierung sollen nicht veröffentlicht werden
	Ja



	Redaktionelle Änderungen


	Im EnWG sind einige redaktionelle Änderungen vorzunehmen.
	Ja
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